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least Senator Kollatz als der Verantwortliche für die Ber-
liner Finanzen – und wie mit denen umgegangen wurde, 
das hat es in kaum einem Berliner Finanzskandal in die-
ser Dreistigkeit gegeben. 

[Beifall bei der CDU und der FDP – 
Beifall von Dr. Kristin Brinker (AfD) – 

Zuruf von Sebastian Schlüsselburg (LINKE)] 

Am Anfang dieser Affäre mag ja ein hehres Motiv ge-
standen haben, und ich bin sogar bereit zu glauben, dass 
es den meisten Kollegen bei Ihnen sogar dem Grunde 
nach darum ging, die Sorgen von Mieterinnen und Mie-
tern ernst zu nehmen – begründete Sorgen, wenn Häuser, 
und das oft zum Mondpreis – und dafür habe auch ich 
kein Verständnis – an neue Eigentümer verkauft werden, 
zu Preisen, bei denen natürlich die Furcht vor steigenden 
Mieten im Raum steht. Das ist doch überhaupt keine 
Frage. Ihre Antwort aber, die Antwort im Bezirk Fried-
richshain-Kreuzberg, war die falsche. Man bekämpft 
doch private Spekulation nicht mit öffentlicher Spekula-
tion. Man bricht nicht geltendes Recht, um einen befürch-
teten Rechtsbruch abzuwenden. Man nimmt Sorgen auch 
nicht mit Angstmacherei. 

[Tobias Schulze (LINKE): Was war denn  
Ihre Antwort? Da haben wir nichts gehört!] 

Wir leben ja zum Glück in einer sozialen Marktwirt-
schaft. Wir haben ein Mietrecht mit starken sozialen 
Leitplanken, und egal, wie teuer jemand ein Haus kauft – 
er darf sich gegenüber keinem Mieter so verhalten wie 
ein Hai im Goldfischteich. 

[Tobias Schulze (LINKE): Das machen sie aber!] 

Wenn Sie den Eindruck haben, dass Mieterrechte in die-
ser Stadt nicht durchgesetzt werden, dann halten Sie sich 
an Ihren Justizsenator. Ich glaube, da ist reichlich Luft 
nach oben. 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Stefan Förster (FDP)  

und Bernd Schlömer (FDP)] 

Was ist aber in Friedrichshain-Kreuzberg passiert? – Da 
nimmt ein Stadtrat uns alle, ganz Berlin, alle Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler, in Haftung und nutzt das Vor-
kaufsrecht als vermeintlich scharfes Schwert gegen den in 
seinen Augen allgegenwärtigen Raubtierkapitalismus. Er 
kauft Häuser zugunsten einer noch in Gründung befindli-
chen Genossenschaft, ohne jede Sicherheit, ohne jedes 
Kapital, für zig Millionen Euro, die der Bezirk nicht hat 
und die auch kein anderer auszugeben bereit war für diese 
überteuerten Immobilien, keine landeseigene Gesell-
schaft, keine Wohnungsbaugenossenschaft. Der Rech-
nungshof spricht zu Recht von einer schweren Pflichtver-
letzung. – Und was machen Sie? Sie bejubeln den Kampf 
gegen finstere Mächte. Na, herzlichen Glückwunsch! 

[Beifall bei der CDU – 
Burkard Dregger (CDU): So ist es! Ja!] 

Das Dumme ist nur, dass dieses scharfe Schwert des 
Vorkaufsrechts in der Art und Weise, wie in Friedrichs-
hain-Kreuzberg damit umgegangen wird, vor allem in das 
Fleisch des Steuerzahlers schneidet und, wie wir inzwi-
schen wissen, auch in das Fleisch der Mieterinnen und 
Mieter, denn die DIESE eG bedeutet nicht nur ein unver-
antwortliches Haftungsrisiko für die frischgebackenen 
Genossinnen und Genossen, sondern vor allem reihen-
weise Mieterhöhungen. An allen Bremsen und Deckeln 
des Mietrechts vorbei wurden in dieser DIESE eG die 
Mieten erhöht. Ich sage immer: Kein privater Immobili-
enspekulant hätte sich je so verhalten dürfen, wie Sie es 
bei der DIESE eG politisch billigen. Das finde ich einen 
Skandal ganz eigener Art. Das ist typisch grüne Doppel-
moral. 

[Beifall bei der CDU und der FDP – 
Beifall von Dr. Kristin Brinker (AfD) und 

 Dr. Hugh Bronson (AfD)] 

Ein Untersuchungsausschuss bewirkt keine Wunder, aber 
er hat viele Möglichkeiten. Er hat die Möglichkeit, Licht 
in dieses Dickicht zu bringen, Licht in die Immobilienge-
schäfte in Zusammenarbeit zwischen Florian Schmidt 
und Senator Scheel. Es geht um mehr als einen experi-
mentierfreudigen Stadtrat, wie Ihre grüne Spitzenkandi-
datin, wo auch immer sie gerade ist, ja verniedlichend 
meint. Es geht um die parlamentarische Aufklärung eines 
Skandals, der sinnbildlich steht für das Selbstverständnis 
dieser gesamten Koalition. Es geht um einen real existie-
renden Populismus in Berlin. Der Rechnungshof hat den 
ersten Schritt bei der Aufklärung getan, jetzt ist das Par-
lament am Zug, und dabei werden wir keine weitere Zeit 
mehr verlieren. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei der FDP – 

Zurufe von Katrin Schmidberger (GRÜNE) und 
 Daniel Wesener (GRÜNE)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Für die SPD-Fraktion folgt der Kollege Schneider. 

[Stefan Evers (CDU): Jetzt werden  
die Panzer gezogen!] 

 
Torsten Schneider (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein Rat-
schlag an die FDP: Bekräftigen Sie bitte nicht – das wäre 
nämlich ein echter Fehler, karnevalesker Fehler –, dass es 
hier nicht um Wahlkampf geht. Nach diesem Wortbeitrag 
ist diese Frage entschieden, und zwar in dem Sinne, dass 
Sie hier nur eins im Blick haben: Radau im Wahlkampf. 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  
den GRÜNEN – 

Paul Fresdorf (FDP): Gut, dass Ihr 
so was nicht macht!] 

(Stefan Evers) 
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Jetzt ist diese Zwischenbemerkung ja auch nur ein Ge-
ständnis zweiter Klasse, lieber Paul Fresdorf. 

[Zuruf von der LINKEN: Peinlich!] 

Das ist dem Vorgang überhaupt nicht angemessen. 
[Lachen bei der CDU und der FDP – 

Zuruf von Holger Krestel (FDP)] 

Unseren Freunden von den Koalitionspartnern sage ich: 
Nehmen Sie nicht an, die SPD-Fraktion steuert diesen 
Untersuchungsausschuss, indem der Parlamentarische 
Geschäftsführer ihn leitet. Das wird der Kollege Zim-
mermann übernehmen. 

[Beifall von Sebastian Schlüsselburg (LINKE) – 
Stefan Evers (CDU): Guter Mann!] 

Haben Sie keine Sorge – ich werde dort auch nicht Ob-
mann sein. Das wird ein anderer Kollege übernehmen, 
die Frage ist entschieden. Ich sage das jetzt so, weil das 
schon oft gefragt wurde. 
 
Wir haben unsere politische Auffassung, die wir hier vor 
über einem Jahr kenntlich gemacht haben, nicht geändert. 

[Unruhe – 
Stefan Evers (CDU): Jetzt lasst den Mann 

 doch mal ausreden!] 

Die SPD-Fraktion ist der Auffassung, dass wir nicht 
bereit sind, aus politischen Gründen mehr Geld für eine 
Wohnungsprivatisierung, auch zugunsten einer Genos-
senschaft, auszugeben als zum Vollerwerb zugunsten des 
Landes Berlin. 

[Beifall von Thomas Isenberg (SPD) – 
Stefan Evers (CDU): Hört, hört!] 

Das haben wir hier vor anderthalb Jahren erklärt, daran 
hat sich nichts geändert. Allerdings wird ein Kla-
maukausschuss daran auch nichts ändern. Das ist unsere 
Auffassung in der Sache. Ansonsten werden wir selbst-
verständlich den Untersuchungsausschuss konstruktiv 
begleiten, wir werden unsere parlamentarische Arbeit 
machen. Aber für Sie steht das Ergebnis bereits fest, und 
jetzt geht es um Orchestrierung. Da haben Sie uns ganz 
sicher nicht an Ihrer Seite. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  
den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 
Für die AfD-Fraktion folgt dann Frau Dr. Brinker. 
 
Dr. Kristin Brinker (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir haben bereits häufiger in diesem Plenum 
über die Vorgänge rund um die DIESE eG debattiert, 
zuletzt zu unserem AfD-Antrag, in dem wir gefordert 

hatten, die Geschäfte der DIESE eG auf den Prüfstand zu 
stellen und mögliche Schäden zu begrenzen. 
 
Zwischenzeitlich haben wir bei allen beteiligten Verwal-
tungen Akteneinsicht genommen, bei der Senatsverwal-
tung für Finanzen, der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Wohnen, dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg und dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg. 
Jeder, der sich diese Akten vollständig angesehen hat, 
weiß, welcher Druck seitens der Verantwortlichen der 
DIESE eG, aber auch aus dem Rathaus Friedrichshain-
Kreuzberg und den Reihen der Grünen auf die Senats-
verwaltungen ausgeübt wurde, um die Finanzierungen der 
Ankäufe irgendwie darzustellen. Ich sage ganz bewusst 
„irgendwie darzustellen“, denn die Akten strotzen nur so 
vor Listen mit teils abenteuerlichen Berechnungen zur 
angeblichen Finanzierbarkeit. 
 
Inzwischen hat auch der Landesrechnungshof die Aus-
übung der Vorkaufsrechte geprüft und dem Handeln des 
Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg ein katastrophales 
Zeugnis ausgestellt. Der Rechnungshof schreibt – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –: 

Die Vorkaufsausübungen begründeten eine ge-
samtschuldnerische Haftung des Bezirks von mehr 
als 27 Mio. €, die mit einem außerordentlich ho-
hen Eintrittsrisiko behaftet war. 

– Zitat Ende. – In der Tat sind bereits jetzt Kosten zulas-
ten des Bezirks in Höhe von 270 000 Euro entstanden. 
Warum sind die Vorgänge rund um die DIESE eG zwin-
gend aufklärungsbedürftig? – Ich kann mich da nur wie-
derholen: Wir haben es hier mit einer völlig wahnwitzi-
gen Konstruktion zu tun, die am Ende sowohl in einem 
Desaster für die Mieter und Genossenschaftler enden 
kann als auch in einer gewaltigen Verschwendung von 
Steuergeldern. 
 
Warum? – Die Liste der Punkte ist lang: zu hohe Kauf-
preise, defizitäre Bewirtschaftung, hoher Instandhaltungs-
rückstau, kein Eigenkapital, keine gesicherte Finanzie-
rungsbasis und keinerlei Erfahrung in der Bewirtschaf-
tung von Miethäusern sind nur einige der Prämissen der 
grünen Immobilienträume. Hinzu kommen ein Genossen-
schaftsvorsitzender, der praktischerweise in einer Genos-
senschaftsbank arbeitet und dessen Bank erstrangig Hy-
pothekenkredite ausgibt, und ein Senat, der Zuschüsse 
aus Steuergeldern zu diesem wackligen Immobiliendeal 
zu geben bereit ist und offenbar IBB-Manager in diesem 
Zusammenhang von der Haftung freistellen will, weil 
denen der Deal zu fragwürdig erschien. 

[Frank-Christian Hansel (AfD): Hört, hört!] 

Da dieses wacklige Konstrukt zu kippen drohte, wurde 
kurzerhand eine weitere Genossenschaft hinzugezogen; 
die sprang für die quasi insolvente DIESE eG ein. Wel-
che Genossenschaft tut so etwas und setzt sich allen ge-
nannten Risiken aus? – Aufsichtsratsvorsitzende dieser 

(Torsten Schneider) 
 


